Landtag von Baden-Wiirttemberg
17. Wahlperiode

Gesetzentwurf

der Fraktion GRUNE

der Fraktion der CDU

der Fraktion der SPD und
der Fraktion der FDP/DVP

Gesetz zur Anderung des Landesdatenschutzgesetzes

A. Zielsetzung

Das Landesdatenschutzgesetz soll um Regelungen zur Datenverarbeitung im
Landtag erginzt werden. Die Bereichsausnahme fiir den Landtag entfillt. Dariiber
hinaus wird der Landtag ermdichtigt, ein eigenes Datenschutzaufsichtsgremium
einzurichten.

B. Wesentlicher Inhalt

Aufgrund der aktuellen Urteile des Européischen Gerichtshofs (Az. C-272/19 und
C-33/22) ist davon auszugehen, dass die Datenschutzgrundverordnung (DSGVO)
vollumfénglich auch auf die Parlamente Anwendung findet. Die Bereichsaus-
nahme im LDSG ist damit hinféllig. Fiir die Datenverarbeitung im Landtag sollen
aufgrund der Besonderheiten im parlamentarischen Bereich eigene Regelungen
gelten. Artikel 23 DSGVO lésst solche Regelungen ausdriicklich zu. Die neuen
Datenschutzregeln sollen nicht nur fiir das Geschehen im Landtag gelten, sondern
auch fiir die Mandatsausiibung der Abgeordneten auflerhalb des Landtags, ins-
besondere im Wahlkreis. Die DSGVO beinhaltet ein hohes Schutzniveau. Gleich-
zeitig ermoglicht sie an einigen Stellen Abweichungen von den hohen Standards.
Um den verfassungsmifBigen Aufgaben des Landtags einschlieBlich der Tatig-
keit der Abgeordneten und Fraktionen gerecht zu werden und diese weiterhin zu
gewidhrleisten, ist es erforderlich, die Rechte betroffener Personen im Rahmen
des Artikel 23 Absatz 1 DSGVO im geringstmdglichen Umfang zu beschréinken.
Der Gesetzentwurf sieht daher eine Einschrankung der Rechte auf Information
(Artikel 13 und 14 DSGVO), auf Loschung (Artikel 17 DSGVO), auf Berichti-
gung (Artikel 16 DSGVO) und des Widerspruchsrechts (Artikel 21 DSGVO) vor.

Das Gesetz regelt dariiber hinaus die Erméchtigung des Landtags, ein eigenes
Aufsichtsgremium zu errichten. Artikel 51 DSGVO verpflichtet die Mitgliedstaa-
ten, Datenschutzaufsichtsbehdrden einzurichten. Die DSGVO iiberldsst dabei den
Mitgliedstaaten die Entscheidung, ob eine oder mehrere Aufsichtsbehérden zur
Kontrolle der Einhaltung der DSGVO eingerichtet werden. Ohne die Einrichtung
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eines eigenen Aufsichtsgremiums verbliebe die Aufsicht in der Zustandigkeit des
Landesbeauftragten fiir den Datenschutz. Aufgrund der parlamentarischen Beson-
derheiten soll die Aufsichtsstruktur im Landtag verbleiben. Der Landesbeauftrag-
te fiir den Datenschutz hat keine Einwénde gegen die geplante Errichtung eines
eigenen Aufsichtsgremiums geduBert, wenn sie nach Maflgabe der Vorgaben der
DSGVO erfolgt.

C. Alternativen

Anwendbarkeit der DSGVO unter der Aufsicht des Landesbeauftragten fiir den
Datenschutz.

D. Kosten fiir die 6ffentlichen Haushalte

Dem Landtag entstehen fiir die Einrichtung des Aufsichtsgremiums Verwaltungs-
aufwand und Kosten. Die genaue Hohe dieser Kosten kann nicht beziffert werden,
da sie von der Frage abhidngen, wie oft das Gremium tagen wird. Es ist davon
auszugehen, dass die Kosten aus den bisherigen Haushaltsansdtzen des Landtags
gedeckt werden konnen.

E. Sonstige Kosten fiir Private

Keine.
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Der Landtag wolle beschlieen,

dem nachstehenden Gesetzentwurf seine Zustimmung zu
erteilen:

Gesetz zur Anderung
des Landesdatenschutzgesetzes

Artikel 1

Anderung des Landesdatenschutzgesetzes

Das Landesdatenschutzgesetz vom 12. Juni 2018 (GBI.
S. 173), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom
8. Juli 2025 (GBI. 2025 Nr. 61) gedndert worden ist,
wird wie folgt gedndert:

1. In § 2 Absatz 5 werden die Worter ,.fiir den Landtag
sowie® gestrichen.

2. Nach Abschnitt 4 wird folgender Abschnitt 5 einge-
fligt:

~ABSCHNITT 5
Datenverarbeitung im Landtag

§ 19a

Verarbeitung personenbezogener Daten im Landtag

(1) Fir die Verarbeitung personenbezogener Daten
durch den Landtag, seine Gremien, seine Mitglieder
und deren Beschiéftigte, die Fraktionen und deren Be-
schéftigte sowie durch die Landtagsverwaltung gelten
dieses Gesetz und die Verordnung (EU) 2016/679
nach Maf3gabe dieses Abschnitts.

(2) Die Richtlinien fiir die Behandlung geheimhal-
tungsbediirftiger Angelegenheiten im Bereich des
Landtags bleiben unberiihrt.

§ 19b

Zuldssigkeit der Datenverarbeitung

(1) Erlaubt ist die Verarbeitung personenbezogener
Daten, soweit sie zur Wahrnehmung der Aufgaben
nach § 19a Absatz 1 erforderlich ist.

(2) Die Verarbeitung personenbezogener Daten im
Sinne von Artikel 9 und Artikel 10 der Verordnung
(EU) 2016/679 ist fiir die Wahrnehmung der Aufgaben
nach § 19a Absatz 1 ohne ausdriickliche Einwilligung
der betroffenen Personen nur zuléssig, soweit dies zur
Aufgabenerfiillung erforderlich und verhdltnismafBig
ist und wirksame Maf3nahmen zum Schutz der Rechte
und Freiheiten der betroffenen Personen bestehen.
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§ 19¢

Verantwortlicher

Verantwortlicher gemél Artikel 4 Nummer 7 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 fiir Datenverarbeitungen zur
Erfiillung der Aufgaben nach § 19a Absatz 1 ist

1. bei der Wahrnehmung der Aufgaben des Landtags
der Landtag,

2. fiir die Téatigkeit der Fraktionen stets die jeweili-
ge Fraktion, auch wenn sie Aufgaben des Landtags
wahrnimmt,

3. bei der Mandatsausiibung der Mitglieder des Land-
tags die oder der jeweilige Abgeordnete, soweit sie
oder er keine Aufgaben des Landtags wahrnimmt.

§ 19d

Rechte betroffener Personen

(1) Fir Datenverarbeitungen im Rahmen der Auf-
gabenerfiillung nach § 19a Absatz 1 gelten die Rechte
der betroffenen Personen gemif den Artikeln 13 bis
19 und 21 der Verordnung (EU) 2016/679 im Hin-
blick auf Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe e und h der
Verordnung (EU) 2016/679 nach Mafigabe der Ab-
sdtze 2 bis 8.

(2) Die nach Artikel 13 und 14 der Verordnung (EU)
2016/679 vorgeschriebenen Informationen sind in
Form einer Erkldrung auf elektronischem Weg zur
Verfligung zu stellen (Datenschutzerkldrung). Die In-
formationspflichten geméaf Artikel 13 Absatz 1 Buch-
stabe e sowie Artikel 14 Absatz 1 Buchstabe d und e
und Absatz 2 Buchstabe f der Verordnung (EU)
2016/679 finden keine Anwendung.

(3) Das Auskunftsrecht gemal Artikel 15 der Verord-
nung (EU) 2016/679 findet keine Anwendung

1. bei nicht offentlichen Informationen, Verschluss-
sachen oder Gegenstinden und Inhalten nicht 6f-
fentlicher, vertraulicher oder geheimer Beratungen,
Verhandlungen, Sitzungen und Beschliisse,

2. hinsichtlich der Rechte gemif Artikel 15 Absatz 1
Buchstabe ¢ und g sowie Absatz 3 der Verordnung
(EU) 2016/679.

(4) Das Recht auf Loschung gemiall Artikel 17 der
Verordnung (EU) 2016/679 umfasst nur das Recht auf
Entfernung verdffentlichter personenbezogener Daten
von der Website des Parlaments.

(5) Das Recht auf Berichtigung gemidf3 Artikel 16 der
Verordnung (EU) 2016/679 ist auf Schreibfehler und
andere offensichtliche Unrichtigkeiten beschrinkt. Zu
dariiber hinausgehenden unrichtigen oder unvollstin-
digen personenbezogenen Daten kann die betroffene
Person eine ergidnzende Erklarung abgeben, die ohne
Kosten fiir die betroffene Person gemeinsam mit den
als unrichtig oder unvollstindig geriigten personenbe-
zogenen Daten zu ver6ffentlichen ist.

(6) Das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung
gemil Artikel 18 der Verordnung (EU) 2016/679 und
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die Mitteilungspflicht gemal3 Artikel 19 der Verord-
nung (EU) 2016/679 kommen nicht zur Anwendung.

(7) Das Widerspruchsrecht gemaf Artikel 21 der Ver-
ordnung (EU) 2016/679 ist auf die Verdffentlichung
beschrinkt. Anstelle eines Nachweises iiberwiegender
schutzwiirdiger Griinde fiir die Verarbeitung durch
den Verantwortlichen gemill Artikel 21 Absatz 1
Satz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 geniigt die
Glaubhaftmachung solcher Griinde.

(8) Sémtliche in den Absétzen 4 bis 7 genannten Be-
schrankungen gelangen nur insoweit zur Anwendung,
als die Beschrinkung jeweils zur Erflillung der Aufga-
ben nach § 19a Absatz 1 geeignet und erforderlich ist.

§19¢

Datenschutzaufsicht

(1) Der Landtag kann sich fiir die Aufsicht iiber die
Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Land-
tag eine Datenschutzaufsichtsordnung geben, mit der
ein eigenes Aufsichtsgremium gemédf Artikel 51 der
Verordnung (EU) 2016/679 eingerichtet wird und die
insbesondere Bestimmungen enthilt iiber

1. die Einrichtung, die Zusammensetzung und die
Anzahl der Mitglieder,

2. Beginn und Ende der Amtszeit der Mitglieder,
3. die Beschlussfassung.

(2) Hinsichtlich der Aufgaben des Gremiums gilt Ar-
tikel 57 der Verordnung (EU) 2016/679.

(3) Fiir die Unabhéngigkeit des Aufsichtsgremiums
gilt Artikel 52 Absatz 1 bis 3 der Verordnung (EU)
2016/679.

(4) Zur Gewihrleistung der Sachkunde nach Artikel 53
Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/679 muss min-
destens ein Mitglied des Aufsichtsgremiums die Be-
fahigung zum Richteramt besitzen.

(5) Fir Untersuchungs- und Abhilfebefugnisse sowie
fiir Genehmigungs- und Beratungsbefugnisse gilt Ar-
tikel 58 der Verordnung (EU) 2016/679 mit der Be-
schrankung in § 28.“

3. Die bisherigen Abschnitte 5 bis 7 werden die Ab-
schnitte 6 bis 8.

4. Die Inhaltsiibersicht ist entsprechend anzupassen.

Artikel 2
Authebung der Datenschutzordnung fiir den Landtag

Die Datenschutzordnung fiir den Landtag von Baden-
Wiirttemberg vom 12. Juli 2012 wird aufgehoben.
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Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkiindung in
Kraft.

24.6.2025

Schwarz, Andreas

und Fraktion

Hagel, Manuel
und Fraktion

Stoch, Andreas

und Fraktion

Dr. Riilke, Hans-Ulrich

und Fraktion
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

Aufgrund zweier Urteile des Europdischen Gerichtshofs (EuGH) (Urteil vom
9. Juli 2020, Az. C-272/19 und Urteil vom 16. Januar 2022, Az. C-33/22) ist da-
von auszugehen, dass die Verordnung (EU) 2016/679 (Datenschutzgrundverord-
nung — DSGVO) auch im parlamentarischen Bereich vollumfinglich Anwendung
findet. Bisher war {iberwiegend davon ausgegangen worden, dass der Bereich der
parlamentarisch-politischen Aufgabenwahrnehmung dem nationalen Recht zuzu-
ordnen ist und nicht der DSGVO unterféllt. Der EuGH fiihrte in den bezeichneten
Urteilen jedoch aus, dass die DSGVO keine generelle Ausnahme fiir parlamen-
tarische Tétigkeiten enthalte. Grundsitzlich sind aufgrund dieser Rechtsauffas-
sung auch fiir die Datenverarbeitungen im parlamentarischen Bereich sdmtliche
Regeln der DSGVO anwendbar, einschlieBlich der dort normierten Aufsichts-
strukturen. Die fiir den Landtag von Baden-Wiirttemberg bisher im Landesdaten-
schutzgesetz bestehende Bereichsausnahme kann keinen Bestand mehr haben.
Das Landesdatenschutzgesetz soll daher in Bezug auf die Datenverarbeitung im
Landtag von Baden-Wiirttemberg an die aktuelle Rechtslage angepasst werden.
Aufgrund der Besonderheiten im parlamentarischen Bereich sollen fiir die Daten-
verarbeitungen im Landtag aber eigene Regelungen gelten. Artikel 23 DSGVO
lasst solche Regelungen ausdriicklich zu. Die neuen Regelungen ersetzen die bis-
her in der Datenschutzordnung des Landtags geregelten Bestimmungen und sol-
len von einer Datenschutzaufsichtsordnung des Landtags flankiert werden. Die
neuen Datenschutzregeln sollen nicht nur fiir das Geschehen im Landtag gelten,
sondern fiir die gesamte Mandatsausiibung der Abgeordneten, insbesondere im
Wahlkreis. Zudem unterscheiden die neuen Regeln nicht mehr zwischen Verwal-
tungstitigkeit und parlamentarischem Bereich. Die bisher vorzunehmenden, teil-
weise schwierigen Differenzierungen zwischen beiden Bereichen entfallen damit.
Hinsichtlich der von der DSGVO geforderten Aufsicht {iber die Einhaltung der
Datenschutzregelungen wird von der in Artikel 51 DSGVO geregelten Moglich-
keit Gebrauch gemacht, ein eigenes Aufsichtsgremium zu schaffen. Dieses soll
intern im Landtag eingerichtet und aus Abgeordneten gebildet werden. Das Gre-
mium hat die Vorgaben der DSGVO einzuhalten, insbesondere in Bezug auf die
Unabhéngigkeit und die Sachkunde des Gremiums. Das Landesdatenschutzgesetz
sieht hierfiir nun eine Erméchtigungsgrundlage fiir den Landtag vor und regelt die
Rahmenbedingungen fiir die Einrichtung eines internen Datenschutzaufsichtsgre-
miums nach MaBigabe der DSGVO.

B. Einzelbegriindung
Zu Artikel 1 — Anderung des Landesdatenschutzgesetzes

Zu Nummer 1
Aufgrund der Urteile des EuGH ist davon auszugehen, dass die DSGVO auch auf
die Datenverarbeitung im parlamentarischen Bereich Anwendung findet. Die fiir

den Landtag bislang geregelte Bereichsausnahme im LDSG ist damit hinfillig
und muss entfallen.

Zu Nummer 2 — Abschnitt 5 — Datenverarbeitung im Landtag
Zu § 19a

Zu Absatz 1

Fiir die Datenverarbeitung durch den Landtag sollen aufgrund der Besonderheiten
im parlamentarischen Bereich eigene Regelungen gelten. Artikel 23 DSGVO lésst
solche Regelungen ausdriicklich zu. Aus diesem Grund wird fiir die Datenver-
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arbeitung durch den Landtag ein eigener Abschnitt im Landesdatenschutzgesetz
eingefiigt. Die Regelung stellt klar, dass fiir die Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten durch den Landtag, seine Gremien, seine Mitglieder und deren Be-
schéftigte, die Fraktionen und deren Beschéftigte sowie die Landtagsverwaltung
das Landesdatenschutzgesetz und die DSGVO nach Mafigabe dieses Abschnitts
gelten. Darunter fallen beispielsweise die Gremienarbeit in den Ausschiissen,
das Einbringen von Initiativen oder Gesetzentwiirfen, aber auch die Offentlich-
keitsarbeit des Landtags. Die Regelungen dieses Abschnitts gelten auch fiir die
Wahrnehmung von Verwaltungsaufgaben durch die angegebenen Personen und
Organisationseinheiten. Gleiches gilt fiir die Mandatsausiibung der Mitglieder des
Landtags, soweit sie keine Aufgaben des Landtags wahrnehmen. Die Regeln gel-
ten somit nicht nur fiir das Geschehen im Landtag, sondern auch fiir simtliche
Mandatsausiibung der Abgeordneten, insbesondere im Wahlkreis. Damit soll eine
weitere Differenzierung entfallen. Dies ermoglicht einen einheitlichen Umgang
bei der Datenverarbeitung in simtlichen Bereichen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 stellt klar, dass fiir die Behandlung geheimhaltungsbediirftiger Ange-
legenheiten (weiter) die Geheimhaltungsrichtlinie des Landtags gilt. Bei Ver-
schlusssachen, bei der Wahrung von Betriebs- und Geschéftsgeheimnissen oder
des Steuergeheimnisses gelten somit die besonderen Regelungen der Geheimhal-
tungsrichtlinie fort.

Zu § 19b

Zu Absatz 1

In Bezug auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe ¢ DSGVO wird klargestellt, dass
Datenverarbeitungen im Bereich des Landtags, soweit sie zur Wahrnehmung der
Aufgaben nach § 19a Absatz 1 erforderlich sind, zuldssig sind.

Zu Absatz 2

Dariiber hinaus ist es erforderlich, fiir die Wahrnehmung der Aufgaben des
Landtags eine explizite Grundlage fiir die Verarbeitung besonderer Katego-
rien personenbezogener Daten (Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe g DSGVO) und
von personenbezogenen Daten iiber strafrechtliche Verurteilungen und Straf-
taten (Artikel 10 DSGVO) zu schaffen. Die Verarbeitung solcher Kategorien von
personenbezogenen Daten kann insbesondere in Zusammenhang mit der parla-
mentarischen Kontrolle, vor allem der Tatigkeit von Untersuchungsausschiissen
notwendig sein: Je nach Untersuchungsgegenstand konnen die vorgelegten Ak-
ten und Unterlagen unterschiedlichste Kategorien von personenbezogenen Daten
enthalten, die im Landtag zur Ausiibung seines Kontrollrechts verarbeitet werden
miissen. Dasselbe kann auf andere Arten von Informationen und Berichten zu-
treffen, beispiclsweise im Rahmen der Bearbeitung von Petitionen. Praktisch sind
in der parlamentarischen Arbeit insbesondere Daten iiber politische Meinungen
von besonderer Relevanz, jedoch konnen gerade in parlamentarischen Initiativen
und Petitionen auch alle anderen Arten personenbezogener Daten vorkommen
— eine Einschriankung auf bestimmte Datenkategorien ist daher vorab nicht mog-
lich. Strafrechtsbezogene Daten sind beispielsweise — neben der Tétigkeit von
Untersuchungsausschiissen und des Petitionsausschusses — regelméfig auch bei
Immunitétsangelegenheiten betroffen. Die Verarbeitung von Daten gemdll Arti-
kel 9 und 10 DSGVO soll nur zuldssig sein, soweit und solange dies zur Auf-
gabenerfiillung erforderlich und verhéltnisméBig ist. AuBerdem sind geeignete
MaBnahmen und Garantien (Geheimhaltungsverpflichtung, Regelungen iiber die
Zugangsberechtigung, genaue Vorgaben beziiglich Aufbewahrung und Bearbei-
tung, Verteilung und Beférderung, elektronische Verarbeitung) zum Schutz dieser
Daten zu treffen.
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Zu § 19¢

Die Vorschrift stellt klar, dass der Landtag nach auflen datenschutzrechtlicher
Verantwortlicher der Datenverarbeitung im Sinne von Artikel 4 Nummer 7
DSGVO ist, soweit es um die Wahrnehmung von Aufgaben des Landtags geht.
Dies bedeutet, dass insoweit die Verarbeitungstitigkeiten aller Organe, Mitglieder
und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Erflillung ihrer Aufgaben einheitlich dem
Landtag zuzurechnen sind, da sdmtliche Verarbeitungstitigkeiten letztlich zur Er-
fiillung von deren verfassungsmafBigen Aufgaben erfolgen. Dies trigt zur Rechts-
sicherheit auch fiir die Betroffenen bei.

Abweichend hiervon sind die Fraktionen aufgrund ihrer organisatorischen Selbst-
stindigkeit stets flir ihre Tatigkeit Verantwortliche im Sinne von Artikel 4 Num-
mer 7 DSGVO.

Die Tétigkeit der Abgeordneten zwecks Ausiibung ihres Mandats auflerhalb des
Landtags ist dem Landtag nicht zuzurechnen. Verantwortliche sind daher insoweit
die Abgeordneten selbst.

Zu § 19d

Die Vorschrift regelt die Rechte betroffener Personen und beinhaltet insoweit Ab-
weichungen von den in der DSGVO normierten Pflichten und Rechten. GemiR
Artikel 23 Absatz 1 Buchstaben a bis e DSGVO konnen die Rechte und Pflichten
gemil den Artikeln 12 bis 22 und Artikel 34 sowie Artikel 5, sofern dessen Be-
stimmungen den in den Artikeln 12 bis 22 vorgesehenen Rechten und Pflichten
entsprechen, im Wege von Gesetzgebungsmalinahmen beschrinkt werden, sofern
eine solche Beschrankung den Wesensgehalt der Grundrechte und Grundfreihei-
ten achtet. AuBBerdem muss die Beschriankung iiber die Wahrung der Wesensge-
haltsgarantie hinaus eine in einer demokratischen Gesellschaft notwendige und
verhéltnisméBige MaBnahme darstellen. Als materielle Grenze bleibt insbeson-
dere das Gebot der Notwendigkeit und VerhéltnisméaBigkeit.

Bei dem angestrebten Ziel muss es sich um die Konkretisierung eines allgemei-
nen Offentlichen Interesses der Union oder eines Mitgliedstaats handeln. Als ,,all-
gemein® ist ein Interesse zu bezeichnen, das die Allgemeinheit betrifft oder von
der Allgemeinheit geteilt wird. Unter das allgemeine offentliche Interesse fallen
samtliche Gemeinwohlinteressen der Union und der Mitgliedstaaten selbst. Das
Funktionieren der Staatsfunktionen Gesetzgebung und parlamentarische Kon-
trolle ist ein wichtiges Ziel des allgemeinen o6ffentlichen Interesses eines Mit-
gliedstaats im Sinne von Artikel 23 Absatz 1 Buchstabe e und h DSGVO, das
eine Beschrinkung der Betroffenenrechte erforderlich macht. Im Kernbereich der
Staatsfunktionen Gesetzgebung und parlamentarische Kontrolle wiirde die unein-
geschrinkte Anwendung der DSGVO ndmlich mit den verfassungsrechtlichen
Grundlagen, Garantien und Rechten in Konflikt geraten, die die Funktionsweise
von Parlamenten sowie die parlamentarische Arbeit der Abgeordneten gewéhr-
leisten und schiitzen.

Die Beschriankungen sind auf das unbedingt erforderliche Ausmall des Kernbe-
reichs der Staatsfunktionen Gesetzgebung und parlamentarische Kontrolle re-
duziert und koénnen daher nicht zur Umgehung der datenschutzrechtlichen Vor-
schriften in anderen Arbeitsbereichen als der Wahrnehmung parlamentarischer
Aufgaben genutzt werden. Die gesetzlich vorgesehenen Beschrankungen der Be-
troffenenrechte sind den wichtigen o6ffentlichen Interessen, die oben dargestellt
wurden und aus denen sie erfolgen, angemessen.

Zu Absatz 1

Absatz 1 regelt, dass flir Datenverarbeitungen nach § 19a Absatz 1 hinsichtlich
der Rechte betroffener Personen die Artikel 13 bis 19 und 21 der DSGVO nach
MaBgabe der Absitze 2 bis 8 gelten. Die Absitze 2 bis 8 enthalten Beschrankun-
gen der Betroffenenrechte im Einklang mit Artikel 23 DSGVO.
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Zu Absatz 2

Absatz 2 schrinkt die Informationspflichten gemiafl Artikel 13 und Artikel 14
DSGVO dahingehend ein, dass lediglich eine generelle Erklarung in elektroni-
scher Form (etwa auf der Website der bzw. des Verantwortlichen) zur Verfligung
gestellt wird und keine individuelle Information erfolgt. Eine Erteilung individu-
eller, auf die konkreten Umstdnde bezogener Informationen wére hiufig faktisch
nicht moglich.

Zu Absatz 3

Gemil Absatz 3 findet das Auskunftsrecht gemél Artikel 15 DSGVO keine An-
wendung bei nicht offentlichen Informationen, Verschlusssachen oder Gegen-
stinden und Inhalten nicht 6ffentlicher, vertraulicher oder geheimer Beratungen,
Verhandlungen, Sitzungen und Beschliisse sowie hinsichtlich der Rechte gemaf
Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe ¢ und g sowie Absatz 3 der Verordnung (EU)
2016/679. Artikel 15 gewéhrt einen Anspruch auf umfassende Information hin-
sichtlich der personenbezogenen Daten der betroffenen Person sowie spezifischer
Umstinde der Datenverarbeitung. Geméf Artikel 15 Absatz 1 Buchstabe ¢ kann
die betroffene Person Auskunft verlangen iiber die Empfinger oder Kategorien
von Empfingern der personenbezogenen Daten. Gemill Artikel 15 Absatz 1
Buchstabe g hat die betroffene Person Anspruch auf Mitteilung iiber alle verfiig-
baren Informationen iiber die Herkunft der Daten. Gemaf3 Artikel 15 Absatz 3
stellt der Verantwortliche eine Kopie der personenbezogenen Daten, die Gegen-
stand der Verarbeitung sind, zur Verfiigung. Das Recht auf Auskunft kann im Be-
reich der Gesetzgebung indes nicht unbeschriankt zur Anwendung kommen: Par-
lamentarische Materialien sind zum allergrofiten Teil ohnedies 6ffentlich. Soweit
parlamentarische Dokumente und Unterlagen jedoch nicht 6ffentlich sind, fallen
sie entweder unter den Schutz interner parlamentarischer Beratungen oder deren
Vorbereitung oder ihre Zuriickhaltung ist zum Schutz bestimmter 6ffentlicher In-
teressen (z. B. zur Aufrechterhaltung der offentlichen Ordnung und Sicherheit
oder im Interesse einer wirksamen Kontrolltatigkeit) oder zum Schutz von Rech-
ten Dritter erforderlich. Miissten Informantinnen oder Informanten etwa damit
rechnen, dass ihre Identitidt im Zuge von Auskunftsantrigen aufgedeckt wiirde,
hitte dies einen absehbaren negativen Effekt auf die Bereitschaft, Informationen
iiber mutmaflliche Missstdnde an Abgeordnete heranzutragen. Die Wirksamkeit
der parlamentarischen Kontrolle wiirde damit geschmailert und das Erkennen ge-
setzgeberischen Handlungsbedarfs behindert. Das mildere Mittel besteht daher
darin, individuelle Einsichtnahme im 6ffentlichen Bereich durch technische Mittel
(Suchfunktion auf der Parlamentswebsite) zu ermdglichen, im vorbereitenden und
geschiitzten Bereich jedoch das Auskunftsrecht auszuschlieSen.

Zu Absatz 4

Eine Loschung parlamentarischer Vorlagen kommt im Hinblick auf Artikel 17
Absatz 3 Buchstabe d DSGVO nicht in Betracht, da diese im 6ffentlichen Inter-
esse stehen und daher auch Archivzwecken dienen. Zudem ist die Verarbeitung
auch gemal Artikel 17 Absatz 3 Buchstabe a DSGVO zur Ausiibung des Rechts
auf freie Meinungsduflerung und Information und gemif Artikel 17 Absatz 3
Buchstabe b und fiir im 6ffentlichen Interesse liegende Archivzwecke erforder-
lich. Das Recht auf Loschung muss daher notwendigerweise in Bezug auf die
jeweiligen internen Dokumente ausgeschlossen werden, da auch (aufwendige)
Einzelfallpriifungen in aller Regel nicht zum Erfolg fiihren konnten. In Bezug auf
personenbezogene Daten in verdffentlichten parlamentarischen Materialien sind
Loschungsantriage hingegen zuldssig. Ein milderes Mittel als die Beschrinkung
des Loschungsrechts auf die in verdffentlichten parlamentarischen Dokumenten
enthaltenen personenbezogenen Daten ist aufgrund der langfristigen Dokumen-
tationserforderlichkeiten und die fiir die Originaldokumente geltende Verantwor-
tungsfreiheit wahrheitstreuer Berichte nicht denkbar.
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Zu Absatz 5

GemilB Absatz 5 wird das Recht auf Berichtigung auf Schreibfehler und offen-
sichtliche Unrichtigkeiten beschriankt. In der parlamentarischen Tétigkeit geht
es notwendigerweise hdufig um Werturteile und politische Bewertungen. Eine
Berichtigung in Bezug auf Werturteile wére im parlamentarischen Prozess sys-
temwidrig. Die Grenzen zwischen Unrichtigkeiten und Werturteilen sind zudem
flieBend, sodass eine Feststellung, was ,unrichtige personenbezogene Daten*
sind, im politischen Kontext kaum moglich ist. Zudem ist hdufig auch die Doku-
mentation des politischen Diskurses Zweck der Verarbeitung, dem eine Berichti-
gung zuwiderlaufen wiirde. Daher ist es erforderlich, das Recht auf Berichtigung
auf Schreibfehler und andere offensichtliche Unrichtigkeiten zu beschranken.
Zu dartiber hinausgehenden unrichtigen oder unvollstindigen personenbezo-
genen Daten, die verdffentlicht wurden, kann die betroffene Person jedoch eine
(erginzende) Erklarung abgeben, die ebenfalls zu veroffentlichen ist, sodass der
Einwand der Unrichtigkeit vonseiten der betroffenen Person transparent gemacht
werden kann und fiir die Offentlichkeit nachvollziehbar ist. Durch diese Mog-
lichkeit zur Stellungnahme wird ein milderes Mittel gegeniiber einem génzlichen
Ausschluss des Rechtes auf Berichtigung eingefiihrt.

Zu Absatz 6

Gemil Absatz 6 findet das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung geméaf3 Ar-
tikel 18 DSGVO keine Anwendung. Artikel 18 DSGVO legt fest, dass ein Betrof-
fener die Einschrdnkung der Verarbeitung der ihn betreffenden Daten unter be-
stimmten Voraussetzungen (bspw. bei Bestreiten der Richtigkeit oder zur Verwei-
gerung einer Loschung) verlangen kann. Die Vorschrift regelt das Recht auf Ein-
schrankung der Verarbeitung und ergénzt die Betroffenenrechte aus Artikel 16
und 17 DSGVO. Die Vorschrift findet vor allem dort Anwendung, wo eine
Loschung personenbezogener Daten nach Artikel 17 oder eine Berichtigung bzw.
Vervollstindigung solcher Daten nach Artikel 16 (noch) nicht moglich oder un-
tunlich ist. Im Zentrum der Vorschrift steht die Abwégung der Interessen der be-
troffenen Person an einer zumindest voriibergehenden Unbrauchbarmachung ihrer
Daten auf der einen und den Interessen des Verantwortlichen und den allgemei-
nen berechtigten Interessen Dritter an der fortgesetzten Nutzung auf der anderen
Seite. Das Recht auf Einschrinkung der Verarbeitung spielt infolge der notwen-
digen Beschriankungen der Betroffenenrechte (sieche oben) keine gesonderte Rolle.
Da das Recht auf Berichtigung nur in Bezug auf offenkundige Unrichtigkeiten
gilt, wird fiir die Uberpriifung der Richtigkeit kein lingerer Zeitraum bendtigt.

Artikel 19 DSGVO begriindet im Falle einer Berichtigung, Loschung oder einer
Einschrinkung eine Informationspflicht gegeniiber Empfangern, denen Daten of-
fengelegt wurden. Da eine Loschung nur in Bezug auf ver6ffentlichte parlamen-
tarische Materialien vorgenommen werden kann und eine gesonderte Offenlegung
nicht stattfindet, kommt diese Mitteilungspflicht insoweit nicht zum Tragen. Glei-
ches gilt fiir Berichtigungen in Bezug auf verdffentlichte Dokumente. Nach Ab-
satz 6 findet Artikel 19 DSGVO in Bezug auf Datenverarbeitungen im Aufgaben-
bereich des Landtags daher keine Anwendung.

Zu Absatz 7

Das Widerspruchsrecht gemif Artikel 21 DSGVO raumt der betroffenen Person
bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen das Recht ein, eine rechtméfige und
auf gesetzlicher Grundlage erfolgende Verarbeitung sie betreffender personen-
bezogener Daten zu unterbinden. Will der Verantwortliche die Daten weiter nutzen,
muss er unter Darlegung von Tatsachen nachweisen, dass zwingende schutzwiir-
dige Griinde fiir die Verarbeitung sprechen und diese die Interessen, Rechte
und Freiheiten der betroffenen Person liberwiegen. Gemil3 Absatz 7 wird die-
ses Recht auf Verdffentlichungen infolge von Datenverarbeitungen nach Ab-
satz 1 beschrinkt. Zudem muss der Verantwortliche die schutzwiirdigen Griinde
fiir die Verarbeitung, die die Interessen, Rechte und Freiheiten der betroffenen
Person iliberwiegen, lediglich glaubhaft machen. Dies ist darin begriindet, dass die
Notwendigkeit der Verarbeitung personenbezogener Daten in parlamentarischen
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Prozessen erheblich von politischen Wertungen und Kontrollinteressen abhéngt,
weshalb ein formeller Nachweis entsprechender Griinde nicht méglich ist.

Zu Absatz 8

Absatz 8 stellt klar, dass die Beschrankungen nur insoweit zur Anwendung ge-
langen, als sie jeweils zur Erfiillung der Aufgaben des Landtags geeignet und er-
forderlich sind. Damit wird sichergestellt, dass in dem liberwiegenden Bereich der
Datenverarbeitungen im Landtag Einschrinkungen von Betroffenenrechten nicht
erfolgen, beispielsweise bei reinen Verwaltungsangelegenheiten.

Zu § 19¢

Diese Vorschrift erméchtigt den Landtag, sich eine Datenschutzaufsichtsordnung
zu geben, mit der ein eigenes Datenschutzaufsichtsgremium fiir Datenverarbei-
tungen im Sinne von § 19a Absatz 1 eingerichtet wird. Fiir diese Datenverarbei-
tungen ist somit das zu schaffende Datenschutzaufsichtsgremium und nicht der
Landesbeauftragte fiir Datenschutz die zustindige Aufsichtsbehérde. Die Vor-
schrift steht im Einklang mit Artikel 51 DSGVO, wonach die Mitgliedstaaten
eine oder mehrere unabhingige Aufsichtsbehorden einrichten diirfen. Die Daten-
schutzaufsichtsordnung soll Bestimmungen enthalten iiber die Einrichtung, die
Zusammensetzung und die Anzahl der Mitglieder, den Beginn und das Ende der
Amtszeit der Mitglieder sowie die Beschlussfassung. Im Ubrigen gelten die Vor-
schriften der DSGVO, vor allem im Hinblick auf die Unabhéngigkeit und Sach-
kunde. Auch die Aufgaben und Befugnisse (Untersuchungs- und Abhilfebefug-
nisse) des Gremiums richten sich nach der DSGVO.

Zu Nummer 3

Aufgrund des Einfiigens eines neuen Abschnitts 5 verschiebt sich die Nummerie-
rung der nachfolgenden Abschnitte.

Zu Nummer 4

Wegen des neuen Abschnitts 5 muss auch die Inhaltsiibersicht angepasst werden.

Zu Artikel 2 — Authebung der Datenschutzordnung fiir den Landtag

Soweit nach der Rechtsprechung des Europdischen Gerichtshof noch Raum fiir
eigene Regelungen des Landes bleibt, werden diese in das Landesdatenschutz-
gesetz (LDSG) aufgenommen (vgl. Artikel 1). Die bisherige Datenschutzordnung
fiir den Landtag ist damit obsolet und wird aufgehoben.

Zu Artikel 3 — Inkrafttreten

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten.

12



	Landtag von Baden-Württemberg
	17. Wahlperiode
	Drucksache 17 / 9008
	25.6.2025
	Gesetzentwurf
	der Fraktion GRÜNE
	der Fraktion der CDU
	der Fraktion der SPD und
	der Fraktion der FDP/DVP
	Gesetz zur Änderung des Landesdatenschutzgesetzes


